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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
II Referat für Wirtschaft und Finanzen II/286/2014 
 
Maßnahmen der Stadt bei GGFA Stellenkürzungen 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 29.01.2014 Ö Gutachten  

Stadtrat 06.02.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
OBM/ZV, PR 
 
 

I. Antrag 
 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der GGFA, die durch den beschlossenen Fünfjahresplan 2014 – 
2018 ihre unbefristete Beschäftigung bei der GGFA aus betriebsbedingten Gründen verlieren, wird 
bei Stellenbesetzungsverfahren der Stadt Erlangen (oder ihren Töchtern) analog internen Bewer-
berinnen und Bewerbern Vorrang vor externen und interkommunalen Bewerbungen eingeräumt. 
Dies gilt immer dann, wenn das Anforderungsprofil ausgeschriebener oder auszuschreibender 
Stellen erfüllt wird.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
In der letzten Verwaltungsratssitzung der GGFA AöR am 22. November 2013 wurde neben 
dem Wirtschaftsplan 2014 (siehe hierzu auch MzK im HFPA 4.12.2013: erwartetes Ergebnis 
minus 157 T€) über den Fünfjahresplan 2014 – 2018 beraten. Dieser ist auf der Vorgabe eines 
ab 2015 wieder ausgeglichenen Jahresergebnisses aufgebaut. Dazu sind aber beginnend ab 
2015 von Jahr zu Jahr Personalreduzierungen nötig. Diese sollen in Form von Austritten in 
Rente, Beendigungen von befristeten Verträgen und einigen Auflösungsverträgen erfolgen.  
Eine Beibehaltung der GGFA-Angebote und der dahinterstehenden Beschäftigung des Perso-
nals könnte nur anderweitig durch einen höheren Bundeszuschuss gewährleistet werden, die-
ser ist aber aktuell nicht planbar. Für genau diese Mitarbeiter hat der GGFA-Verwaltungsrat in 
seiner Zustimmung zum Fünfjahresplan die Maßgabe aufgenommen, dass der Stadtrat gebe-
ten wird „einen Beschluss zu fassen, dass das auszuscheidende Personal vorrangig zu über-
nehmen ist“.  
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Gem. dem 2014-Stellenplan hat die GGFA 65,5 Vollzeitäquivalente (=VZÄ) – aufgeteilt in 30,9 
im hoheitlichen Bereich, 24 im BgA und 10,5 VZÄ, die in beiden Bereichen angesiedelt sind. 
Nach dem Fünfjahresplan wären 18 VZÄ bis 2018 sukzessive zu reduzieren. Durch Nichtwei-
terbeschäftigung von befristeten Mitarbeitern und Renteneintritten reduzieren sich die nötigen 
Betriebsaustritte von unbefristeten Mitarbeitern auf voraussichtlich sechs Stellen, verteilt auf 
die Jahre 2015 bis 2018. Dies ist im worst case und viel hängt davon ab, ob ausgelöst durch 
die Koalitionsvereinbarung in Berlin eine Mittelerhöhung im Verwaltungskostenbereich möglich 
ist. Dann würde sich die VZÄ-Reduzierung zahlenmäßig nicht so niederschlagen.  
 
Mit dem Ziel, die negativen Auswirkungen für die Betroffenen zu lindern, hat der Verwaltungs-
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rat den oben genannten Ergänzungsbeschluss gefasst. Als Verwaltungsratsvorsitzender der 
GGFA bringt Referat II auftragsgemäß diesen Beschluss in die Gremien ein.  
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
 
Die betroffenen Beschäftigten werden von ihrem jetzigen Arbeitgeber GGFA gebeten, frühzei-
tig Initiativbewerbungen an die Stadt Erlangen zu richten, damit die Profile der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit zu besetzenden Stellen abgeglichen werden können. 
 
Die Eingruppierung von Beschäftigten beim Arbeitgeber Stadt Erlangen richtet sich nach dem 
Stellenwert und der persönlichen Qualifikation (TVöD). Besitzstände von GGFA-
Mitarbeiterinnen und -Mitarbeitern können nicht berücksichtigt werden. Es werden neue Be-
schäftigungsverhältnisse begründet um im Konzerninteresse Arbeitslosigkeit von Stamm- oder 
unbefristeten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der GGFA zu vermeiden. 
 
Anmerkung: Diese Vorgehensweise wurde mit dem Personalreferat abgestimmt.  
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
III/30; OBM/13 Rechtsabteilung; Bürgermeister- und 

Presseamt 
30/013/2013 

 
Änderung der Satzung und der Wahlordnung des Ausländer- und 
Integrationsbeirats 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 29.01.2014 Ö Gutachten  

Stadtrat 06.02.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 33 
 
 

I. Antrag 
 

1. Die Satzung zur Änderung der Satzung für den Ausländer- und Integrationsbeirat (Entwurf 
vom 09.12.2013, Anlage 1) wird beschlossen. 
 

2. Die Änderung der Wahlordnung des Ausländer- und Integrationsbeirats (Entwurf vom 
10.12.2013, Anlage 2) wird beschlossen. 

 
 
 

II. Begründung 
 
1. Erfahrungen des Ausländer- und Integrationsbeirats mit den derzeit geltenden Fassun-

gen der Satzung und Wahlordnung aus dem Jahr 2007, die in die aktuellen Änderungen 
der Satzung und Wahlordnung einfließen sollten: 

1.1. Einführung von Sitzen für Eingebürgerte: 

Die Anzahl der Eingebürgerten nimmt stetig zu. Um dieser gesellschaftlichen Entwicklung 
Rechnung zu tragen wurden 2007 erstmals Sitze für Eingebürgerte in die Satzung des Beirats 
aufgenommen, mit dem Ziel, dass deren Erfahrungen in der Gremienarbeit des Ausländer- und 
Integrationsbeirats eingebracht werden können. 
Die Anzahl der Kandidaten für diese zwei Sitze war überproportional hoch. Das Engagement 
der gewählten Personen war sehr hoch.  
Um dieser Erfahrung Rechnung zu tragen, soll die Vertretung von Eingebürgerten um einen 
Sitz erhöht werden.   

 
1.2. Einführung von Sitzen für Spätaussiedler 

Spätaussiedler nehmen zahlenmäßig in unserer Stadt einen hohen Anteil ein. Um dieser Per-
sonengruppe im Bereich „Integration“ eine Stimme zu geben wurden 2007 erstmals zwei Sitze 
aufgenommen. 
Diese Neuerung wurde positiv, aber zahlenmäßig verhalten aufgenommen. Spätaussiedler 
konnten nicht automatisch – wie ausländische Wahlberechtigte -  angeschrieben werden. Da-
her war eine flächendeckende Information nicht möglich.  
Die Sitze sollen dennoch beibehalten werden. 
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1.3. Differenzierung der Sitze in der Gruppe „Europa“ 

Die Satzung und die Wahlordnung sind darauf ausgelegt, dass möglichst viele Vertreterinnen 
und Vertreter aus unterschiedlichen Herkunftsländern einen Sitz im Gremium erhalten. Aus der 
Gruppe „Europa“ stammen 74 % der ausländischen Bevölkerung. Einige Länder gehörten 
schon 2007 zur EU – und damit zu einer privilegierten Personengruppe gegenüber den Dritt-
staaten (mittlerweile 2013 ca. 6.600 EU-Bürger). Um den Kandidatinnen und Kandidaten aus 
nicht EU-Ländern (derzeit ca. 4650 Personen) einen sicheren Sitz im Beirat zu gewährleisten, 
wurde festgelegt, dass von den 11 Sitzen mindestens 4 Sitze mit Kandidatinnen und Kandida-
ten aus Nicht-EU-Ländern besetzt werden müssen. 
Die Differenzierung sollte beibehalten werden. 

 
1.4. Gesamtsitze wurden im Jahr 2007 auf 23 erhöht 

Die Koordination eines Gremiums mit 23 Personen ist gewährleistet. Eine weitere Erhöhung ist 
nicht zweckmäßig. Daher ist eine Anpassung der Ausgangszahlen, nach deren die Sitzzutei-
lung erfolgt, notwendig. 

  
1.5. Wahlbeteiligung 

Trotz umfangreicher und unterschiedlichster Werbung und Information des Beirats auf die 
Wahlen lag die Wahlbeteiligung im Jahr 2008 nur bei 6,8 %. 
Erlangen lag 2008 damit zwar im Trend der Ergebnisse aller anderen Beiratswahlen in Bayern, 
dennoch muss einer weiteren Absenkung unbedingt entgegengewirkt werden. 
Um sie mindestens zu stabilisieren, besser noch zu erhöhen, wird auf Erfahrungen aus Würz-
burg zurückgegriffen und erstmals die Wahl als eine Briefwahl nach dem Muster der Sozial-
wahl vorgeschlagen. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass dies Mehrkosten in Höhe von 
ca. 15.000,- € in Amt 33 verursacht. Darüber hinaus entsteht bei Amt 33 zusätzlicher Perso-
nalaufwand. 

 
2. Änderung für künftige Satzung und Wahlordnung 

2.1. Änderungen in der Satzung 

• § 4 Zusammensetzung 
Um der Erfahrungen mit der Gruppe der Eingebürgerten Rechnung zu tragen, wird vor-
geschlagen, deren Sitze um einen zu erhöhen, so dass diese Gruppe dann drei anstatt 
zwei Sitze hat. Da trotzdem die Gesamtanzahl der Mitglieder des Beirats stabil bleiben 
soll, soll statt dessen die Anzahl der Sitze von Europa von 11 auf 10 Sitze reduziert und 
die Ausgangszahlen (Anzahl der Einwohner) für die Einteilung der Sitze so verändert 
werden, dass insgesamt keine Erhöhung erfolgt. Dies betrifft den Kontinent „Amerika/ 
Australien“. Hier werden auch zukünftig nur zwei Sitze vergeben.   

• § 5 der Satzung „Wahl und Wahlrecht“   
Die Änderungen in § 5 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 sind erforderlich, wenn in Zukunft anstatt 
der Urnenwahl eine Briefwahl erfolgen soll. 
Die Änderung in Satz 4, anstatt des Wortes „muss“ das Wort „soll“ einzufügen, bedeu-
tet, dass für die Aufnahme in die Wählerliste in begründeten Ausnahmefällen die Ein-
bürgerungsurkunde bzw. die Bescheinigung nach dem Bundesvertriebenengesetz nicht 
vorgelegt werden muss.  

2.2. Änderungen in der Wahlordnung 

Änderungen aufgrund der Briefwahl: 

• Eine Vielzahl von Änderungen in der Wahlordnung ist nur deshalb erforderlich, weil in 
Zukunft anstatt der Urnenwahl eine Briefwahl stattfinden soll.  
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• Neu formuliert wurde insbesondere auch § 10 (bisher § 14)  „Wahlvorstände“, da die 
Wahlvorstände bei der Briefwahl nur zur Auszählung der eingegangenen Briefwahlun-
terlagen benötigt werden. 

• In § 16 (bisher § 20) „Verfahrensgrundsätze“ wird das Verfahren der Briefwahl festge-
legt. 

• Aufgrund des Verfahrens der Briefwahl entfallen folgende Vorschriften:  
§ 7 Abs. 2 „Formale Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts“,  
§ 10 „Benachrichtigung der Wahlberechtigten“, 
§ 13 „Stimmbezirke“ 

• Eine Anpassung der Nummerierung der Paragraphen ist erfolgt.  
 

Sonstige Änderungen: 

• In § 5 „Wahlberechtigung“ wird die Zeitvorgabe für die Meldung mit Hauptwohnsitz von 
drei Monaten anstatt bislang von sechs Monaten an die der Kommunalwahl angepasst. 

• § 9 „Auslegung der Wählerliste“ soll ersatzlos gestrichen werden, da die Vorschrift zum 
einen, so wie sie formuliert ist, datenschutzrechtlich nicht zulässig ist und zum anderen 
in der Praxis keinerlei Bedeutung hat. Entsprechend soll § 11 „Beschwerden gegen die 
Wählerliste“ gestrichen werden. Jedoch sollte die Möglichkeit, Änderungen der Wähler-
liste auch von außen anzuregen, grundsätzlich beibehalten werden; daher wird vorge-
schlagen, in § 9 (bisher § 12) „Änderungen der Wählerliste“ den Halbsatz „oder auf An-
trag“ mit aufzunehmen. 

• In § 20 (bisher § 24) der Wahlordnung “Zuweisung der Sitze an sich bewerbende Per-
sonen“ wird durch Hinzufügen des Satzes 2 in Abs. 3 die Regelung klarer formuliert, um 
Missverständnisse zu vermeiden. Damit ist keine inhaltliche Änderung verbunden. 

• In § 24 (bisher § 28) „Berufung von Beiratsmitgliedern“ bleibt der bisherige Gedanke der 
Vorschrift erhalten. Dieser wird durch die neuen Erläuterungen jedoch klarer formuliert. 
Wichtig ist es, dem Gremium zu ermöglichen, aktive Personen in das Gremium zu beru-
fen, wenn keine Nachrücker mehr auf der Wählerliste stehen. Dem Beirat – hier dem 
geschäftsführende Ausschuss – soll hierfür ein Vorschlagsrecht an den Stadtrat einge-
räumt werden. Dieses Verfahren soll innerhalb einer Wahlperiode auf vier Mal begrenzt 
sein. 

 
 
 

3. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: 
erhöhte Druckkosten für die  
Briefwahlunterlagen und  
erhöhte Portokosten für den 
Rücklauf 

ca. 15.000 € bei Sachkonto: Kostenträ-
ger 12120033 
Kostenstelle 332090 
bei Amt 33 
  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
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      X   sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  Anlage 1 Entwurf der Satzung zur Änderung der Satzung für den Ausländer- 
                                              und Integrationsbeirat 
  Anlage 2 Entwurf: Änderung der Wahlordnung für den Ausländer- und 
                                               Integrationsbeirat 
  Anlage 3 Synopse Satzungsänderung 
  Anlage 4  Synopse Änderung der Wahlordnung 
  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Anlage 1 
Entwurf vom 09.12.2013 

 
             

 
Satzung 

 zur Änderung der Satzung  
für den Ausländer- und Integrationsbeirat  

 
 

Art. 1 
 

 
Die Satzung der Stadt Erlangen für den Ausländer- und Integrationsbeirat vom 19.10.2007 
(Amtsblatt Nr. 21 vom 18.Oktober 2007) wird wie folgt geändert: 
 
 
 

1. § 4 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Satz 4 (Tabelle) wird die Zahl „850“ durch die Zahl „900“, die Zahl „851“ durch 
die Zahl „901“ und die Zahl „11“ (Sitze) durch die Zahl „10“ (Sitze) ersetzt. 
 
b) Satz 5 wird wie folgt neu gefasst: 
    „Unabhängig von der Einwohnerzahl erhalten Spätaussiedler 2 Sitze und Einge- 
     bürgerte 3 Sitze.“ 
 
c) Satz 6 erhält folgende Fassung: 
 
    „Dies führt voraussichtlich zu folgender Sitzverteilung: 
 
 
 Europa Afrika Asien Amerika/ 

Australien 
Spätaus- 
siedler 

Eingebürgerte 

Anzahl 
der Sitze 

10 2 4 2 2 3 

„ 
 

 
2.  § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

 
a) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die Worte „am Tag der Wahl“ durch die Wor-
te „spätestens am letzten Tag des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes“ und 
die Zahl und das Wort „6 Monaten“ durch die Worte „drei Monaten“ ersetzt.  
 
b) In Satz 3 werden die Worte „spätestens vier Wochen“ durch die Worte „zum 35. 
Tag vor Ende des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes“ ersetzt. 
 
c) In Satz 4 wird das Wort „ist“ durch das Wort „soll“ und das Wort „vorzulegen“ durch 
die Worte „vorgelegt werden“ ersetzt. 

 
 
 
      Art. 2  
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Anlage 2 
Entwurf vom 10.12.2013 

 
             

 
Änderung 

der Wahlordnung für die Wahl  
des Ausländer- und Integrationsbeirats  

 
 
 

Art. 1 
 

 
Die Wahlordnung für die Wahl des Ausländer- und Integrationsbeirats vom 19.10.2007 
(Amtsblatt Nr. 21 vom 18. Oktober 2007) wird wie folgt geändert: 
 
      
 
 1. In § 1 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Wahltermin“ durch die Worte „Den Zeitraum  
    der Briefwahl“ ersetzt.  
 
 2. In § 2 Nr. 2 wird „§ 14“ durch „§ 10“ ersetzt. 
 
 3. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
     a) Die Worte „am Tage der Wahl“ werden durch die Worte „spätestens am letzten Tag   
     des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes“ ersetzt. 
 
     b) In Nummer 2 werden die Zahl und das Wort „6 Monaten“ durch die Worte „drei Mona- 
     ten“ ersetzt. 
 
 4.  § 7 Abs. 2 wird aufgehoben und die Absatznummerierung „(1)“ wird ersatzlos gestrichen.  
 
 5.  In § 8 der Wahlordnung wird nach den Worten „Die Stadt legt“ folgender Halbsatz einge- 
     fügt: „bis zum 35. Tag vor Ende des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes (Stich- 
     tag)“. 
 
 6.  Die Paragraphen 9 bis 11 werden aufgehoben. 
 
 7.  § 12 wird § 9 und in Absatz 1 werden nach den Worten „von Amts wegen“ folgende Wor- 
      te eingefügt: „oder auf Antrag“. 
 
 8.  § 13 wird aufgehoben. 
      
10. § 14 wird § 10 und wie folgt geändert: 
 
      a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „ jeden Abstimmungsraum bestellt die Stadt  
      einen Wahlvorstand“, durch die Worte „die Auszählung der Briefwahl werden Wahlvor- 
      stände gebildet“ ersetzt. 
 
      b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Worte „Ein Wahlvorstand“ ersetzt. 
 
      c) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:  
       „Die Anzahl der zu bildenden Wahlvorstände richtet sich nach der Zahl der im Wahlzeit- 
       raum eingehenden Wahlbriefe.“ 
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Anlage 2 
Entwurf vom 10.12.2013 

 
             

 
d) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 neu hinzugefügt: 
 
    „(3) Die Wahlvorstände stellen das Ergebnis fest und übergeben die gesamten 
      Wahlunterlagen zur Feststellung des Endergebnisses der Wahlleitung.“ 
       

11.  § 15 wird § 11 und wie folgt geändert:  
 
       a) In Satz 1 wird die Zahl „41“ durch die Zahl „81“ ersetzt und das Wort „Wahltag“ wird 
       durch die Worte „Ende des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes“ ersetzt. 
 
       b) In Satz 2 wird § „16“ durch § „12“ ersetzt. 
   
12. § 16 wird § 12 und wie folgt geändert: 
       
      In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „30“ durch die Zahl „51“ ersetzt und das Wort „Wahltag“  
      wird durch die Worte „Ende des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes“ ersetzt. 
 
13. Die §§ 17 und 18 werden die §§ 13 und 14.  
 
14. § 19 wird § 15 und wie folgt geändert:  
       
      In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „16“ durch die Zahl „21“ ersetzt und das Wort „Wahltag“  
      wird durch die Worte „Ende des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes“ ersetzt.  
 
15. § 20 wird § 16 und wie folgt geändert:  
 
      a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:  
 
     „Die Wahlberechtigten wählen ausschließlich aufgrund von Wahlscheinen durch Brief- 
     wahl.“ 
 
      b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:  
 
     „Die Wahlscheine und Briefwahlunterlagen werden bis zum 21. Tag vor Ende des für die 
     Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes an die Wahlberechtigten zugestellt. Die Rücksen- 
     dung der Wahlbriefe erfolgt für die Wahlberechtigten kostenfrei. Alternativ können die   
     Wahlbriefe in den Hausbriefkasten der Stadt Erlangen am Rathaus, Rathausplatz 1,  
     91052 Erlangen, oder in eine Wahlurne in den dafür festgelegten Anlaufstellen im Stadt- 
     gebiet eingeworfen werden. Die Anlaufstellen werden rechtzeitig bekannt gemacht. Die  
     Wahlbriefe müssen spätestens bis zum Ende des letzten Wahltages, 24:00 Uhr, bei der  
     Stadt Erlangen oder bei einer der festgelegten Anlaufstellen eingegangen sein.“ 
 
     c) Der bisherige Absatz 2 wird als Absatz 3 und der bisherige Absatz 1 wird als Absatz 4  
     neu hinzugefügt. 
 
 
16. § 21 wird § 17 und wie folgt geändert:  
       
      In Absatz 2 werden die Worte „aufgrund der Wahl (vgl. § 20 Abs. 2)“ gestrichen und nach  
      Satz 1 wird folgender Satz 2 neu hinzugefügt: 
       
     

 2 91/111



Anlage 2 
Entwurf vom 10.12.2013 

 
             

 „Entfällt eine Wahl für eine Gruppe, weil in gültigen Wahlvorschlägen nicht mehr Bewerbe- 
  rinnen oder Bewerber aufgeführt sind als der Gruppe Sitze im Beirat zustehen (vgl. § 16 
  Abs. 3), reduzieren sich die Stimmen um diese Sitze.“ 
  
17. Die §§ 22 und § 23 werden die §§ 18 und 19 
 
18. § 24 wird § 20 und Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst:  
        
    „In einer Gruppe können zwei Personen desselben Staates gewählt werden, wenn für die- 
    sen Staat weniger als 1.500 Personen vorhanden sind. Falls mehr als 1.500 Personen  
    vorhanden sind, können max. drei Personen desselben Staates gewählt werden.“ 
 
19. Die §§ 25 bis 27 werden die §§ 21 bis 23 
 
20. § 28 wird § 24 und wie folgt geändert:  
       
      a) In Absatz 1 wird der Verweis „§ 20 Abs. 2“ durch „§ 16 Abs. 3“ ersetzt. 
 
      b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
     (2) Der Stadtrat kann bis zu vier Mal innerhalb einer Wahlperiode stimmberechtigte Bei- 
      ratsmitglieder berufen, wenn die satzungsmäßigen Beiratssitze im Wege des Wahlver- 
      fahrens nicht besetzt werden beziehungsweise niemand durch das Nachrückverfahren  
      zur Verfügung steht. Die satzungsmäßige Höchstzahl der Beiratssitze darf dabei nicht  
      überschritten werden. Die Herkunft der zu berufenden Person ist insofern unerheblich;  
      das Vorschlagsrecht hierfür hat der geschäftsführende Ausschuss. 
 
21. Die §§ 29 bis 31 werden die §§ 25 bis 27.  
 
 
 
      Art. 2 
 
Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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              Anlage 3  

Synopse: Änderungen der Satzung des Ausländer-  und Integrationsbeirats 
 

Bisherige Fassung  
 

Neue Fassung  
Änderungen sind gekennzeichnet  

durch Fettdruck und Streichungen 
 
§ 4 Zusammensetzung 
(…) 
(3) Die Zahl der Mitglieder in den einzelnen Gruppen richtet sich 
nach der Zahl der in Erlangen 
mit Hauptwohnsitz gemeldeten ausländischen Einwohnerinnen 
und Einwohner (vgl. § 27 Wahlordnung). Die folgende Zuteilung 
gilt nicht für die Gruppen “Spätaussiedler“ und “Eingebürgerte“. 
Jede Gruppe erhält mindestens 1 Sitz. 
Die Gruppen mit 
401- 850 Personen erhalten 2 Sitze 
851- 2.200      " "    3 Sitze 
2.201- 4.000   " "    4 Sitze 
4.001- 6.000   " "    6 Sitze 
6.001- 8.000   " "    8 Sitze 
ab 8.001         " "  11 Sitze 
Unabhängig von der Einwohnerzahl erhalten Spätaussiedler und 
Eingebürgerte je 2 Sitze 
Dies führt voraussichtlich zu folgender Sitzverteilung: 
Europa 11  
Afrika 2  
Asien 4  
Amerika Australien  2 
Spätaussiedler 2  
Eingebürgerte 2 

 
§ 4 Zusammensetzung 
(…) 
(3) Die Zahl der Mitglieder in den einzelnen Gruppen richtet sich 
nach der Zahl der in Erlangen mit Hauptwohnsitz gemeldeten 
ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner (vgl. § 7 Wahlord-
nung). Die folgende Zuteilung gilt nicht für die Gruppen “Spätaus-
siedler“ und“ Eingebürgerte“.  
Jede Gruppe erhält mindestens 1 Sitz. 
Die Gruppen mit 
401 – 850 900 Personen erhalten 2 Sitze 
851 901 - 2.200 " "   3 Sitze 
2.201 - 4.000     " "   4 Sitze 
4.001 - 6.000     " "   6 Sitze 
6.001 - 8.000     " "   8 Sitze 
ab 8.001            " "   11 10 Sitze. 
Unabhängig von der Einwohnerzahl erhalten Spätaussiedler 2 
Sitze und Eingebürgerte  2 3 Sitze 
Dies führt voraussichtlich zu folgender Sitzverteilung: 
Europa 11   10 
Afrika 2  
Asien 4  
Amerika Australien  2 
Spätaussiedler  2  
Eingebürgerte 2  3 
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Gesamtanzahl: voraussichtlich 23 Sitze 
In der Gruppe „Europa“ werden mindestens 4 Sitze durch Nicht-
EU-Mitglieder und mindestens 4 Sitze durch EU Mitglieder be-
setzt. Einschränkungen in Bezug auf die Zusammensetzung der 
Gruppen sind im § 24 der Wahlordnung geregelt. 
(...) 

 
Gesamtanzahl: voraussichtlich 23 Sitze 
In der Gruppe „Europa“ werden mindestens 4 Sitze durch Nicht-
EU-Mitglieder und mindestens 4 Sitze durch EU Mitglieder be-
setzt. Einschränkungen in Bezug auf die Zusammensetzung der 
Gruppen sind im § 24 der Wahlordnung geregelt. 
(...) 

 
§ 5 Wahl und Wahlrecht 
(…) 
 
(2) Wahlberechtigt sind alle ausländischen Einwohnerinnen und 
Einwohner, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und seit mindestens 6 Monaten in Erlangen ununterbro-
chen mit Hauptwohnsitz gemeldet sind. Eingebürgerte Personen 
und Spätaussiedler, die am Tag der Wahl das 18.Lebensjahr voll-
endet haben und seit mindestens 6 Monaten in Erlangen ununter-
brochen mit Hauptwohnsitz gemeldet sind, erhalten auf Antrag die 
Wahlberechtigung. Der Antrag auf Aufnahme in die Wählerliste ist 
bis spätestens vier Wochen vor der Wahl zu stellen. Als Nachweis 
ist die Einbürgerungsurkunde bzw. die Bescheinigung nach § 15 
Abs. 1 oder 2 des Bundesvertriebenengesetzes vorzulegen.  
 
 
 
 
 
(…) 

 
§ 5 Wahl und Wahlrecht 
(…) 
  
(2) Wahlberechtigt sind alle ausländischen Einwohnerinnen und 
Einwohner, die am Tag der Wahl spätestens am letzten Tag des 
für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes das 18. Lebensjahr 
vollendet haben und seit mindestens 6 Monaten drei Monaten in 
Erlangen ununterbrochen mit Hauptwohnsitz gemeldet sind. Ein-
gebürgerte Personen und Spätaussiedler, die am Tag der Wahl 
spätestens am letzten Tag des für die Briefwahl vorgesehe-
nen Zeitraumes das 18.Lebensjahr vollendet haben und seit 
mindestens 6 Monaten drei Monaten in Erlangen ununterbro-
chen mit Hauptwohnsitz gemeldet sind, erhalten auf Antrag die 
Wahlberechtigung. Der Antrag auf Aufnahme in die Wählerliste ist 
bis spätestens vier Wochen  zum 35. Tag vor Ende des für die 
Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes vor der Wahl zu stellen. 
Als Nachweis ist soll die Einbürgerungsurkunde bzw. die Be-
scheinigung nach § 15 Abs. 1 oder 2 des Bundesvertriebenenge-
setzes vorzulegen vorgelegt werden.   
(…) 
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durch Fettdruck und Streichungen 
 
§ 1 Demokratische Wahlen 
 
(1) Die stimmberechtigten Mitglieder des Ausländer- und Integra-
tionsbeirats (§ 4 Abs. 2 der Satzung) werden in allgemeiner,  
freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. 
 
(2) Den Wahltermin bestimmt die Oberbürgermeisterin oder der 
Oberbürgermeister unter Beachtung von § 6 der Satzung der 
Stadt Erlangen für den Ausländer- und Integrationsbeirat. 

 
§ 1 Demokratische Wahlen 
 
(1) Die stimmberechtigten Mitglieder des Ausländer- und Integra-
tionsbeirats (§ 4 Abs. 2 der Satzung) werden in allgemeiner,  
freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. 
 
(2) Den Wahltermin  Zeitraum der Briefwahl bestimmt die Ober-
bürgermeisterin oder der Oberbürgermeister unter Beachtung von 
§ 6 der Satzung der Stadt Erlangen für den Ausländer- und Integ-
rationsbeirat. 
 

 
§ 2 Wahlorgane  
 
Wahlorgane sind 
1. die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister als  
    Wahlleitung (§ 3 Wahlordnung), 
2. die Wahlvorstände (§ 14 Wahlordnung). 
 

 
§ 2 Wahlorgane  
 
Wahlorgane sind 
1. die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister als  
    Wahlleitung (§ 3 Wahlordnung), 
2. die Wahlvorstände (§ 14 10 Wahlordnung). 
 

 
§ 5 Wahlberechtigung 
 
Wahlberechtigt sind alle ausländischen Einwohnerinnen und Ein-
wohner, sowie auf Antrag 
eingebürgerte Personen und Spätaussiedlerinnen und Spätaus 

 
§ 5 Wahlberechtigung 
 
Wahlberechtigt sind alle ausländischen Einwohnerinnen und Ein-
wohner, sowie auf Antrag eingebürgerte Personen und Spätaus-
siedlerinnen und Spätaussiedler, die am Tage der Wahl spätes- 
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siedler, die am Tage der Wahl 
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
2. seit mindestens 6 Monaten in Erlangen mit Hauptwohnsitz un-
unterbrochen gemeldet sind. 
 
 

 
tens am letzten Tag des für die Briefwahl vorgesehenen Zeit-
raumes  
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
2. seit mindestens 6 Monaten drei Monaten in Erlangen mit 
Hauptwohnsitz ununterbrochen gemeldet sind. 

 
§ 7 Formale Voraussetzungen für die Ausübung des  
  Wahlrechts 
 
(1) Das Wahlrecht kann nur ausüben, wer in der Wählerliste ein-
getragen ist. 
 
(2) Die wahlberechtigte Person hat sich bei der Wahl durch einen 
amtlichen Ausweis (Pass, Identitätskarte usw.) auszuweisen. 

 
§ 7 Formale Voraussetzungen für die Ausübung des  
  Wahlrechts 
 
(1) Das Wahlrecht kann nur ausüben, wer in der Wählerliste ein-
getragen ist. 
 
(2) Die wahlberechtigte Person hat sich bei der Wahl durch einen 
amtlichen Ausweis (Pass, Identitätskarte usw.) auszuweisen.  

 
§ 8 Anlegung der Wählerliste 
 
Die Stadt legt eine Wählerliste an, in der die Wahlberechtigten mit 
Zu- und Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift eingetragen 
werden. 
 
 
 
 
 

 
§ 8 Anlegung der Wählerliste 
 
Die Stadt legt bis zum 35. Tag vor Ende des für die Briefwahl 
vorgesehenen Zeitraumes (Stichtag) eine Wählerliste an, in der 
die Wahlberechtigten mit Zu- und Vornamen, Geburtsdatum und 
Anschrift eingetragen werden. 
 
 
 
 

  

 2 
96/111



                        Anlage 4   

Bisherige Fassung  
 

Neue Fassung  
Änderungen sind gekennzeichnet  

durch Fettdruck und Streichungen 
§ 9 Auslegung der Wählerliste  
 
(1) Die Wählerliste wird rechtzeitig vor dem Wahltermin während 
der allgemeinen Dienststunden zur öffentlichen Einsicht ausge-
legt. Auslegungsort und -zeit werden vor Beginn der Auslegungs-
frist festgesetzt und öffentlich bekannt gegeben. In der Bekannt-
machung wird auf die Vorschrift der §§ 7, 10 und 11 hingewiesen. 
 
(2) Jede wahlberechtigte Person kann in die gesamte Wählerliste 
Einsicht nehmen. 
 

§ 9 Auslegung der Wählerliste  
 
(1) Die Wählerliste wird rechtzeitig vor dem Wahltermin während 
der allgemeinen Dienststunden zur öffentlichen Einsicht ausge-
legt. Auslegungsort und -zeit werden vor Beginn der Auslegungs-
frist festgesetzt und öffentlich bekannt gegeben. In der Bekannt-
machung wird auf die Vorschrift der §§ 7 und 10 und 11 hinge-
wiesen. 
(2) Jede wahlberechtigte Person kann in die gesamte Wählerliste 
Einsicht nehmen. 

 
§ 10 Benachrichtigung der Wahlberechtigten  
 
Die Stadt benachrichtigt die wahlberechtigten Personen vor Aus-
legung der Wählerliste mit einer Wahlkarte, dass sie in die Wäh-
lerliste eingetragen sind. Die Wahlkarte führt neben den Daten 
aus der Wählerliste die Abstimmungsräume sowie den Wahltag 
und die Wahlzeit auf. Die Wahlkarte weist ferner auf die Vorschrift 
des § 7 hin. 

 
§ 10 Benachrichtigung der Wahlberechtigten   
Die Stadt benachrichtigt die wahlberechtigten Personen vor Aus-
legung der Wählerliste mit einer Wahlkarte, dass sie in die Wäh-
lerliste eingetragen sind. Die Wahlkarte führt neben den Daten 
aus der Wählerliste die Abstimmungsräume sowie den Wahltag 
und die Wahlzeit auf. Die Wahlkarte weist ferner auf die Vorschrift 
des § 7 hin. 

 
§ 11 Beschwerden gegen die Wählerliste 
 
Gegen die Wählerliste kann bis zum Ende der Auslegungsfrist 
mündlich oder schriftlich bei der Stadt Beschwerde eingelegt wer-
den. Die Beschwerde kann die Aufnahme eines neuen Eintrags  
sowie die Streichung oder Berichtigung eines vorhandenen Ein-
trags zum Gegenstand haben. 

 
§ 11  Beschwerden gegen die Wählerliste 
 
Gegen die Wählerliste kann bis zum Ende der Auslegungsfrist 
mündlich oder schriftlich bei der Stadt Beschwerde eingelegt wer-
den. Die Beschwerde kann die Aufnahme eines neuen Eintrags  
sowie die Streichung oder Berichtigung eines vorhandenen Ein-
trags zum Gegenstand haben. 
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§ 12 Änderung in der Wählerliste 
 
(1) Die Stadt kann berichtigende Änderungen in der Wählerliste, 
insbesondere die Eintragung und die Streichung von Personen 
von Amts wegen jederzeit vornehmen.  
 
(…) 

 
§ 12 9 Änderung in der Wählerliste 
 
(1) Die Stadt kann berichtigende Änderungen in der Wählerliste, 
insbesondere die Eintragung und die Streichung von Personen 
von Amts wegen oder auf Antrag jederzeit vornehmen.  
 
(…) 

 
§ 13 Stimmbezirke  
 
Die Stadt entscheidet nach Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit 
für jede Wahl, ob die Abstimmung für das gesamte Stadtgebiet 
zentral in einem Gebäude durchgeführt wird oder ob 
Stimmbezirke gebildet werden. 
 

 
§ 13 Stimmbezirke   
Die Stadt entscheidet nach Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit 
für jede Wahl, ob die Abstimmung für das gesamte Stadtgebiet 
zentral in einem Gebäude durchgeführt wird oder ob Stimmbezir-
ke gebildet werden.  

 
§ 14 Wahlvorstände  
 
(1) Für jeden Abstimmungsraum bestellt die Stadt einen Wahlvor-
stand. Er besteht aus der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorste-
her, der Stellvertretung, der Schriftführerin oder dem Schriftführer 
und mindestens zwei beisitzenden Personen. Die beisitzenden 
Personen sollen Wahlberechtigte sein, die der deutschen Sprache 
mächtig sind. 
 
 
(2) Der Wahlvorstand sorgt für einen ordnungsgemäßen Ablauf 
der Wahl. Nach der Wahl stellt er das Wahlergebnis fest und 

 
§ 14 10 Wahlvorstände  
 
(1) Für jeden Abstimmungsraum bestellt die Stadt einen Wahlvor-
stand die Auszählung der Briefwahl werden Wahlvorstände 
gebildet. Er Ein Wahlvorstand besteht aus der Wahlvorsteherin 
oder dem Wahlvorsteher, der Stellvertretung, der Schriftführerin 
oder dem Schriftführer und mindestens zwei beisitzenden Perso-
nen. Die beisitzenden Personen sollen Wahlberechtigte sein, die 
der deutschen Sprache mächtig sind. 
 
(2) Der Wahlvorstand sorgt für einen ordnungsgemäßen Ablauf 
der Wahl. Nach der Wahl stellt er das Wahlergebnis fest und 
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übergibt die gesamten Wahlunterlagen der Wahlleitung. übergibt die gesamten Wahlunterlagen der Wahlleitung. 

 Die Anzahl der zu bildenden Wahlvorstände richtet sich nach 
der Zahl, der im Wahlzeitraum eingehenden Wahlbriefe. 
 
(3) Die Wahlvorstände stellen das Ergebnis fest und überge-
ben die gesamten Wahlunterlagen zur Feststellung des End-
ergebnisses der Wahlleitung. 

 
 
§ 15 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
 
Die Stadt gibt spätestens am 41. Tag vor dem Wahltag die Zahl 
der aus jeder Gruppe zu Wählenden öffentlich bekannt und for-
dert dabei zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. Die Stadt 
weist in der Aufforderung auf die Vorschriften der §§ 6 und 16 hin. 

 
 
§ 15 11 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
 
Die Stadt gibt spätestens am 41. 81. Tag vor dem Wahltag  Ende 
des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes die Zahl der 
aus jeder Gruppe zu Wählenden öffentlich bekannt und fordert 
dabei zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. Die Stadt weist 
in der Aufforderung auf die Vorschriften der §§ 6 und 16 12 hin. 
 

 
§ 16 Einreichung der Wahlvorschläge 
 
(1) Die Wahlvorschläge können von allen Wahlberechtigten bis 
zum 30. Tag vor dem Wahltag, 16.00 Uhr, bei der Stadt einge-
reicht werden. Für die Wahlvorschläge sind Formblätter zu ver-
wenden, die von der Stadt zur Verfügung gestellt werden. 
 
 
(…) 
 

 
§ 16 12 Einreichung der Wahlvorschläge 
 
(1) Die Wahlvorschläge können von allen Wahlberechtigten bis 
zum 30. 51. Tag vor dem Wahltag Ende des für die Briefwahl 
vorgesehenen Zeitraumes, 16.00 Uhr, bei der Stadt eingereicht 
werden. Für die Wahlvorschläge sind Formblätter zu verwenden, 
die von der Stadt zur Verfügung gestellt werden. 
 
(…) 
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§ 17 Ungültige Wahlvorschläge 
 
(…) 

§ 17 13 Ungültige Wahlvorschläge 
 
(…) 

 
§ 18 Stimmzettel 
 
(…) 

 
§ 18 14 Stimmzettel 
 
(…) 
 

 
§ 19 Bekanntmachung der gültigen Wahlvorschläge 
 
(1) Die Stadt gibt spätestens am 16. Tag vor dem Wahltag die 
vorgeschlagenen Bewerbungen nach Gruppen in alphabetischer 
Reihenfolge öffentlich bekannt. 
 
 
(…)  

 
§ 19 15 Bekanntmachung der gültigen Wahlvorschläge 
 
(1) Die Stadt gibt spätestens am 16. 21. Tag vor dem Wahltag 
Ende des für die Briefwahl vorgesehenen Zeitraumes die vor-
geschlagenen Bewerbungen nach Gruppen in alphabetischer 
Reihenfolge öffentlich bekannt. 
 
(...) 

 
§ 20 Verfahrensgrundsätze  
 
(1) Für das Verfahren bei der Vornahme der Wahlhandlung gelten 
hilfsweise die einschlägigen Bestimmungen der GLKrWO sinn-
gemäß. 
 
 
 
(2) Eine Wahl entfällt, wenn für eine Gruppe in gültigen Wahlvor-
schlägen nicht mehr Bewerberinnen oder Bewerber aufgeführt 

 
§ 20 16 Verfahrensgrundsätze  
 
(1) Für das Verfahren bei der Vornahme der Wahlhandlung gelten 
hilfsweise die einschlägigen Bestimmungen der GLKrWO sinn-
gemäß.  
Die Wahlberechtigten wählen ausschließlich aufgrund von 
Wahlscheinen durch Briefwahl. 
 
(2) Eine Wahl entfällt, wenn für eine Gruppe in gültigen Wahlvor-
schlägen nicht mehr Bewerberinnen oder Bewerber aufgeführt 
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sind, als der Gruppe Sitze im Beirat zustehen. sind, als der Gruppe Sitze im Beirat zustehen. 

Die Wahlscheine und Briefwahlunterlagen werden bis zum 
21. Tag vor Ende des für die Briefwahl vorgesehenen Zeit-
raumes an die Wahlberechtigten zugestellt. Die Rücksendung 
der Wahlbriefe erfolgt für die Wahlberechtigten kostenfrei. 
Alternativ können die Wahlbriefe in den Hausbriefkasten der 
Stadt Erlangen am Rathaus, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen, 
oder in eine Wahlurne in den dafür festgelegten Anlaufstellen 
im Stadtgebiet eingeworfen werden. Die Anlaufstellen werden 
rechtzeitig bekannt gemacht. Die Wahlbriefe müssen spätes-
tens bis zum Ende des letzten Wahltages, 24:00 Uhr, bei der 
Stadt Erlangen oder bei einer der festgelegten Anlaufstellen 
eingegangen sein. 
 
(3) Eine Wahl entfällt, wenn für eine Gruppe in gültigen Wahl-
vorschlägen nicht mehr Bewerberinnen oder Bewerber auf-
geführt sind, als der Gruppe Sitze im Beirat zustehen. 
 
(4) Für das Verfahren bei der Vornahme der Wahlhandlung 
gelten hilfsweise die einschlägigen Bestimmungen der 
GLKrWO sinngemäß. 
 

§ 21 Persönlichkeitswahl  
 
(…)  
 
(2) Jede wahlberechtigte Person hat so viele Stimmen, wie Sitze 
im Beirat aufgrund der Wahl (vgl. § 20 Abs. 2) zu vergeben sind. 

§ 21 17 Persönlichkeitswahl  
 
(…)  
 
(2) Jede wahlberechtigte Person hat so viele Stimmen, wie Sitze 
im Beirat aufgrund der Wahl (vgl. § 20 Abs. 2) zu vergeben sind. 
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(…)  
 

Entfällt eine Wahl für eine Gruppe, weil in gültigen Wahlvor-
schlägen nicht mehr Bewerberinnen oder Bewerber aufge-
führt sind als der Gruppe Sitze im Beirat zustehen (vgl. § 16 
Abs. 3), reduzieren sich die Stimmen um diese Sitze.“ 
 
(…) 

 
§ 22 Ungültige Stimmzettel 
 
(…) 

 
§ 22 18 Ungültige Stimmzettel 
 
(…) 

 
§ 23 Ungültige Stimmabgabe  
 
(…) 

 
§ 23 19 Ungültige Stimmabgabe  
 
(…) 

 
§ 24 Zuweisung der Sitze an sich bewerbende Personen 
 
(…) 
 
(3) In einer Gruppe können max. 3 Personen desselben Staates 
gewählt werden, wenn für diesen Staat mehr als 1.500 Personen 
vorhanden sind. 
 
 
 
(…) 

 
§ 24 20 Zuweisung der Sitze an sich bewerbende Personen 
 
(…) 
 
(3) In einer Gruppe können max. 3 Personen zwei Personen 
desselben Staates gewählt werden, wenn für diesen Staat weni-
ger als 1.500 Personen vorhanden sind. Falls mehr als 1.500 
Personen vorhanden sind, können max. drei Personen des-
selben Staates gewählt werden. 
 
(…)  
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§ 25 Ersatzleute 
 
(…) 
 
 
 

 
§ 25 21 Ersatzleute 
 
(…) 

 
§ 26 Bekanntmachung des Wahlergebnisses 
 
(…) 

 
§ 26 22 Bekanntmachung des Wahlergebnisses 
 
(…) 

 
§ 27 Festlegung der Beiratssitze 
 
(…) 

 
§ 27 23 Festlegung der Beiratssitze 
 
(…) 

 
§ 28 Berufung von Beiratsmitgliedern 
 
(1) Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber, für die nach § 20 
Abs. 2 dieser Wahlordnung eine Wahl entfällt, werden vom Stadt-
rat in den Beirat berufen. 
 
(2) Der Stadtrat kann weitere stimmberechtigte Beiratsmitglieder 
berufen, wenn die satzungsmäßigen Beiratssitze im Wege des 
Wahlverfahrens nicht besetzt werden. Die satzungsmäßige 
Höchstzahl der Beiratssitze darf dabei nicht überschritten werden. 

 
§ 28 24 Berufung von Beiratsmitgliedern 
 
(1) Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber, für die nach § 20 
Abs. 2   § 16 Abs. 3 dieser Wahlordnung eine Wahl entfällt, wer-
den vom Stadtrat in den Beirat berufen. 
 
(2) Der Stadtrat kann weitere bis zu vier Mal innerhalb einer 
Wahlperiode stimmberechtigte Beiratsmitglieder berufen, wenn 
die satzungsmäßigen Beiratssitze im Wege des Wahlverfahrens 
nicht besetzt werden beziehungsweise niemand durch das 
Nachrückverfahren zur Verfügung steht. Die satzungsmäßige 
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Höchstzahl der Beiratssitze darf dabei nicht überschritten werden. 
Die Herkunft der zu berufenden Person ist insofern unerheb-
lich; das Vorschlagsrecht hierfür hat der geschäftsführende 
Ausschuss.  

 
§ 29 Beginn der Wahlperiode 
 
(…) 

 
§ 29 25 Beginn der Wahlperiode 
 
(…) 

 
§ 30 Öffentliche Bekanntmachung  
 
(…) 

 
§ 30 26 Öffentliche Bekanntmachung  
 
(…) 

 
§ 31 Inkrafttreten 
 
(…)  
 

 
§ 31 27 Inkrafttreten 
 
(…)  
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Bayerischer Landtag 

17. Wahlperiode Drucksache 17/94  

 15.11.2013 

 

 

Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bestattungsgesetzes 

 

§ 1 

Art. 9 des Bestattungsgesetzes – BestG – (BayRS 2127-1-UG), zu-
letzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2012 (GVBl 
S. 629), wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) 
1
Der Friedhofsträger kann in der Satzung nach Art. 24 Abs. 1 

Nr. 1 der Gemeindeordnung bzw. in der Friedhofsordnung regeln, 
dass nur Grabsteine und Grabeinfassungen aufgestellt werden dür-
fen, die nachweislich nicht unter Arbeit hergestellt worden sind, die ih-
rer Natur nach oder aufgrund der Umstände, unter denen sie verrich-
tet wird, voraussichtlich für die Gesundheit, die Sicherheit oder die 
Sittlichkeit von Kindern schädlich ist (Art. 3 Buchst. d des Überein-
kommens über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Besei-
tigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit – ILO-Konvention 
182, in Kraft getreten am 19. November 2000). 

2
Der Friedhofsträger 

kann zur Prüfung nach Satz 1 einen Nachweis fordern; auf Verlangen 
sind dem Friedhofsträger vollständige und prüffähige Unterlagen vor-
zulegen.“ 

 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am ……………………..................…………. in Kraft. 
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